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REGISTERED

PERSÖNLICH

Herrn Bundeskanzler Gerhard Schröder

Bundeskanzleramt

Willi-Brandt-Str. 1

10557 Berlin

9. Oktober  2003

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,

WECF Women in Europe for a Common Future, ein pan-europäisches Netzwerk von Organisationen mit 56 Mitgliedern in 26 Ländern, ist sehr erstaunt und besorgt über Ihren Brief bezüglich der Überarbeitung des neuen Gesetzesentwurfs zur Chemikalienpolitik, den Sie an Hr. Prodi geschickt haben.

Wir haben eine wichtige Frage und würden uns über eine Antwort freuen:

Was hat bei Ihnen eine höhere Priorität: der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung (und künftiger Generationen) oder Unternehmensgewinne? 

In Ihrem Brief schrieben Sie: „Eine zukünftige EU-Chemikalien-Politik muss in einer Art und Weise gestaltet sein, dass sie einerseits Umwelt und Gesundheit sicherstellt und einen Verbraucherschutz darstellt ohne die internationale Konkurrenzfähigkeit der europäischen chemischen Industrie zu gefährden.“

Wir verstehen, dass die Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft wichtig ist und dass es einen starken Wettbewerb und enormes Lobbying der US-Industrie und der gegenwärtigen US-Regierung gibt, um den Gesetzesentwurf zu schwächen. Trotzdem sind Sie zuallererst uns, der Bevölkerung von Europa verpflichtet. Welche Zukunft hat Europa ohne eine gesunde Gesellschaft?“ 

Die Vorteile des vorgeschlagenen, neuen Systems wiegen die Kosten bei weitem auf. Konservative Schätzungen von direkten Kosten für die Chemieindustrie bewegen sich in dem Bereich von 1 bis 7 Milliarden Euro in den nächsten 10 Jahren. Das sind ca. 0,1 % des jährlichen Umsatzes, 5 % des jährlichen Forschungs- und Entwicklungsbudgets oder 5 % der jährlichen Umweltschutzausgaben, also bei weitem keine große Summe! Diese Kosten werden mehr als gedeckt durch die Einsparungen auf anderen Gebieten. Der Entwurf des Risk & Policy Analysts Limited Report 2003 (RPA) (im Auftrag des DG Environment – unveröffentlicht) schätzt, dass allein die Einsparungen von Folgekosten durch Gefährdung der Gesundheit am Arbeitsplatz 18 – 54 Milliarden Euro in den nächsten 30 Jahre betragen werden.

 Derzeit tragen allein die Steuerzahler, Bürger, soziale und Gesundheitsinstitutionen die Rechnungen des Gesundheitssystems mit den steigenden Zahlen von Krankheiten wie Krebs, Asthma, Allergien, Lernbehinderungen und neuronale Entwicklungsstörungen. Diese Entwicklungen sind an die Belastung durch den, weitgehend unkontrollierten Ausstoß von Chemikalien in die Umwelt gekoppelt. Unsere Kinder sind in vielfacher Weise gefährlichen Chemikalien ausgesetzt – sie sind nicht fähig sich selbst davor zu schützen! Das ist Ihre Aufgabe!

Frauen sind sehr besorgt über die unkontrollierbaren Risiken der Produktion und Verwendung von Chemikalien. Durch die steigenden Belastungen des menschlichen Körpers durch künstlich hergestellte toxische Chemikalien tragen wir nun alle eine Bedrohung unserer Gesundheit in uns. Zusätzlich sind schwangere Frauen sehr gefährdet, da eine sichere Entwicklung des Fötus in seiner verletzlichsten Phase riskiert wird.

· Bis zu 700 künstlich hergestellte Chemikalien wurden im menschlichen Gewebe nachgewiesen (I.)

· Eine Universitätsstudie zeigt, dass bis zu 20.000 neugeborenen Kinder ( 5 – 10 %) jährlich - allein in den Niederlanden - an den Auswirkungen von Dioxin in den Körpern ihrer Mütter leiden (siehe unten). Beobachtete Auswirkungen sind Atmungsprobleme, Störungen des Kreislaufs und des Immunsystems, Lernschwierigkeiten und Geburtsfehler.(II)

WECF fordert Sie auf,  die neue, verbesserte Chemikalienpolitik zu unterstützen und den Schutz der Gesundheit an erste Priorität zu stellen.

Kinder sind keine kleinen Erwachsenen. Sie sind höchst anfällig für die nachteiligen Auswirkungen von vielen giftigen Chemikalien. Krebs, Lernschwierigkeiten, sinkende Fruchtbarkeit, steigende Allergien- und Asthmazahlen betreffen alle Menschen. Unser Recht in einer gesunden Umwelt zu leben und zu arbeiten und unser Recht auf Information über gesundheitsgefährdende Chemikalien in unserem Umfeld, in unseren Körpern und in unseren Alltagsprodukten ist derzeit beeinträchtigt. Familien können ihre Kinder nur dann schützen, wenn ausreichende Informationen vorhanden sind, um eine gute Wahl treffen zu können. Die Belastungen durch giftige Chemikalien in der Luft, im Wasser, im Boden und in Haushaltsprodukten können jedoch nicht allein durch unsere Konsumverhalten kontrolliert werden. Wir brauchen unsere politischen Entscheidungsträger, damit sie uns zusichern, dass die Industrie uns mit den sichersten und besten Alternativen versorgt.

Warum fragen Sie nicht nach Studien über die Lang- und Kurzzeiteffekte der neue Chemikalienpolitik auf die Gesundheit (oder was passiert ohne sie), anstatt immer weiter nach Studien über die Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit und die Gewinne der Industrie zu fragen? Zum Beispiel gibt es eine überraschend große Anzahl von Lehrern und Eltern, die besorgt sind über die wachsende Zahl von Kindern mit Lernschwierigkeiten, Konzentrationsschwächen, Allergien und Verhaltensstörungen. Es gibt immer mehr Beweise, dass eine Gefährdung während der sensiblen Zeit, um die Geburt herum, zu permanenten Störungen der neurologischen Entwicklung führen kann. Ein gutes Beispiel ist Dioxin, die Studien (siehe unten) von drei holländischen Universitäten, die Kinder von der Geburt an bis zum 6. und 12. Lebensjahr beobachtet haben, zeigen einen negativen Effekt bei Kindern, die „Hintergrundwerten“ von Dioxin ausgesetzt waren. Fünf bis zehn Prozent von Frauen tragen immer noch eine hohe Dioxinbelastung im Körper. Das heißt, dass allein in den Niederlanden 10.000 bis 20.000 Kinder hohen Dioxinkonzentrationen ausgesetzt sind.

Wieviele Kinder erleiden auf subtile Art und Weise Schäden durch giftige Chemikalien, deren Ursachen kaum zurückverfolgt werden können? Wie können wir unsere Kinder schützen, wenn sie vielfältigen, unbekannten Stoffen ausgesetzt sind? Wir appellieren an Sie: Installieren Sie Vorsorgemaßnahmen und geben Sie nicht noch mehr Studien zu diesen Themen in Auftrag!

Die europäische Chemieindustrie kann die Entwicklung zur Nachhaltigkeit anführen. Sie sollte die Sicherheit ihrer Produkte nachweisen, erst dann sollten diese auf dem Markt zugelassen werden. So einfach ist das. Unsere Kinder sind nicht deren Versuchskaninchen.

Die Industrie gibt enorme Summen für Werbung aus. Anstatt sich REACH zu widersetzen, sollte die chemische Industrie die neue Gesetzgebung begrüßen, denn diese wird unter anderem das schlechte Image, das sie bei den europäischen Bürgern hat, verbessern. Studien zeigten, dass Unternehmen, die die Entwicklung zur Nachhaltigkeit anführen, langfristig davon profitieren.

Wir bitten Sie, sich für eine starke Chemikalienpolitik einzusetzen. Wir haben keine Millionen Euros, um eine ähnliche Lobbyarbeit wie die Industrie auszuüben. 

Sie sind jedoch uns verpflichtet. Wir sind die Bürger, die Sie gewählt haben, um unsere fundamentalen Rechte zu schützen: unsere Gesundheit und unsere Zukunft.

Wir hoffen, dass Sie unsere Gesundheit und die künftiger Generationen sichern.

Mit freundlichen Grüßen

Women in Europe for a Common Future und 

Femmes et Changement (France), CNIID-Centre national d'information indépendante sur les déchets

Céline Ostyn

Aurélie Gauthier





Marie Kranendonk

President

Chargée de la campagne "D'abord ne pas nuire"

WECF President

*NB sources available upon request
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